
Am 18. Mai fand der erste symbolische 
Spatenstich für den Neubau der Straßen-
bahnstrecke mit dem Namen „Adlershof 
II“ statt. Eine Verbindung auf die wir schon 
lange warten. Diese Neubaustrecke wird 
Schönweide und Adlershof verbinden und 
damit auch die Wohngebiete und Gewer-
bebetriebe rund um den Groß-Berliner 
Damm besser an den Bahnverkehr an-
schließen. 

Besonders erfreulich ist, dass die 2,7 Kilo-
meter lange Strecke zu 90% auf einem Ra-
sengleis fahren wird und die fünf neuen 
Haltestellen barrierefrei sein werden. In 
der Hauptverkehrszeit werden die Stra-
ßenbahnen im 5-Minutentakt verkehren 
und so für eine ausgezeichnete Anbindung 
sorgen.  

Massive Verkehrseinschränkungen  
in der Bauphase 

Der Bau der neuen Strecke bedeutet aber 
auch, dass an der Kreuzung Groß-Berliner-
Damm/Sterndamm/Südostallee eine neue 
Großbaustelle entsteht. Die Straßenbahn 

wird in die Mitte des Sterndamms verlegt. 
Hierzu müssen die Leitungen (Wasser, 
Strom, etc.) aus der Mitte der Straße ver-
legt werden. Denn über solchen Leitungen 
dürfen keine Schienen liegen. Erst wenn 
diese Leitungen neu verlegt worden sind, 
können die neuen Gleise gebaut werden. 
Dieser Umbau ist notwendig. Denn nur so 
können auch bei uns die neuen und langen 
Straßenbahnen fahren. 

Sobald die Ampel am Sterndamm Ecke 
Südostallee umgestellt ist, wird man unter 
den Brücken am Bahnhof Schöneweide 
nur noch in Richtung Schöneweide fahren 
können. Wer dann mit dem Auto nach Jo-
hannisthal fahren möchte, muss die Um-
fahrung über die Südostallee oder Adlers-
hof nehmen. Dies bedeutet natürlich eine 
große Einschränkung. Staus und werden 
nicht zu vermeiden sein. 

12700 Fahrgäste am Tag erwartet 

Wenn im Rahmen des Umbaus des Bahn-
hofes Schöneweide noch einmal die Wen-
deschleife der Straßenbahn angefasst wer-

Liebe Nachbarinnen und Nachbarn, 

dass zwei von drei Teilbereichen der Berli-
ner S-Bahn ausgeschrieben werden müs-
sen, sieht das Wettbewerbsrecht leider 
vor. Die Ausschreibung selbst konnte die 
SPD nicht verhindern. In den letzten Jah-
ren wurde aber hart um die Ausschrei-
bungsbedingungen gekämpft. Denn für die 
SPD-Fraktion im Abgeordnetenhaus steht 
fest, dass unsere S-Bahn nicht zerschlagen 
werden darf. Wir wollen ein Netz aus einer 
Hand. Dem gegenüber stehen die Berliner 
Grünen, welche ganz offen das Ziel ver-
folgt haben, dass die beiden nun ausge-
schriebenen S-Bahnteile nicht mehr durch 
die derzeitige S-Bahn Berlin GmbH, eine 
Tochter der DB AG, betreiben werden. 

Bei diesem Streit fühlte ich mich immer 
wieder an die Zeiten von vor 20 Jahren 
erinnert, als in der Politik die Überzeugung 
herrschte, dass der Markt und der Wettbe-
werb alle Probleme lösen. Der Blick in an-
dere Bundesländer zeigt uns aber, dass 
dies so wie damals schon falsch ist. Die 
nun vorliegenden Ausschreibung sieht vor, 
dass sich Unternehmen für 
die Fahrzeuglieferung/Instandhaltung so-
wie für den Fahrbetrieb bewerben können. 

Die künftigen Verträge über den Betrieb 
haben eine Laufzeit von 15 Jahren, die Ver-
träge zur Instandhaltung dagegen von 30 
Jahren, womit die Qualität der Fahrzeuge 
gesichert wird. Hierbei war uns wichtig, 
dass sich ein Unternehmen auch auf alle 
Bereiche gleichzeitig bewerben kann. Die  
S-Bahn Berlin GmbH ist in allen Bereichen 
der Experte. Somit setzen wir darauf, dass 
dieses Unternehmen das mit Abstand bes-
te Angebot unterbreiten wird. 

Der größte und entscheidende Streitpunkt 
waren die Arbeitsbedingungen. Die SPD 
will, dass die Belegschaft auch bei einem 
neuen Unternehmen das gleiche Gehalt 
sowie nach dem gleichen Tarifvertrag be-
zahlt werden würde. Sonst würde wohl 
genau das passieren, was auch schon in 
anderen Bundesländern passiert ist: Dank 
eines Billigangebotes zulasten der Beleg-
schaft gewinnt ein neues Unternehmen, 
findet dann aber aufgrund der Billiglöhne 
kaum Personal und der Betrieb bricht zu-
sammen. Für mich persönlich ist weiterhin 
ganz klar: Wenn das Ausschreibungsergeb-
nis zu einer Zerschlagung führt, werde ich 
nicht zustimmen! 

Ihr Lars Düsterhöft 
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Es geht los: Die Straßenbahn wird verlängert! 
Verkehrseinschränkungen für den Autoverkehr 

Langsam kann man sich ja gar nicht mehr 
daran erinnern, dass der Fußgängertunnel 
unter der Michael-Brückner-Straße jemals 
geöffnet war. Seitdem es im Dezember 
2016 zu einem Brand kam, ist der Tunnel 
sowohl oberirdisch, als auch unterirdisch 
ein Schandfleck.  

Nachdem zwei Ausschreibungen für eine 
Komplettinstandsetzung kein Ergebnis 
brachten, hat die zuständige Senatsverwal-
tung für Verkehr die Leistungen einzeln 
vergeben. Zugleich wurden immer neue 
Schäden am Tunnel gefunden. Die Kosten 
für die Instandsetzung haben sich mittler-
weile drastisch erhöht. Vor 2 Jahren wur-
den von 210.000€ ausgegangen. Nun sol-

len es schon 330.000€ werden. Die Wie-
dereröffnung des Tunnels ist für das 3. 
Quartal 2020 anvisiert.  

Was mich an dieser Posse besonders är-
gert ist, dass es ganz am Anfang die Zusage 
von der Senatsverwaltung für Verkehr gab, 
einen Umbau zum Fahrradparkhaus zu 
prüfen. Doch diese Zusage des damaligen 
Staatssekretärs war leider nichts wert. So 
wird der Tunnel auch in Zukunft viel Geld 
für die Pflege und Instandhaltung ver-
schlingen. Zugleich ist das Ende des Tun-
nels absehbar. Voraussichtlich 2025 wird 
der Tunnel gänzlich überflüssig werden, 
denn dann soll oberirdisch eine weitere 
Fußgängerampel errichtet sein.  

Ein Schrecken ohne Ende? 
Der Fußgängertunnel am Bahnhof Schöneweide wird nicht fertig 

Bildquelle: BVG / Senatsverwaltung UVK  

den muss, wird es nicht zu erneuten Bau-
arbeiten an der neuen Straßenbahnstrecke 
sowie an der Kreuzung kommen.  

Nach Vollendung der Strecke im Septem-
ber 2021 werden wir alle von dieser profi-
tieren. Die Schätzungen gehen davon aus, 
dass jeden Tag 12700 Fahrgäste die neue 
Strecke benutzten werden. So gibt es dann 
für alle Menschen, die entweder im neuen 

Wohngebiet in Adlershof wohnen und 
Richtung Innenstadt oder aber nach Ad-
lershof zur Arbeit wollen, eine hervorra-
gende Alternative. 

Bedauerlich ist, dass unsere neue Straßen-
bahnlinie die einzige bleiben wird, die in 
dieser Legislatur fertig wird. Die Pläne der 
Senatsverwaltung für Verkehr versprachen 
anderes.  



Die Corona-Pandemie schlägt voll durch 
Steigende Arbeitslosenzahlen und eine neue Rekordverschuldung 

Der Berliner Landesmindestlohn steigt auf 12,50€ 
Langer Kampf für einen fairen Mindestlohn 

„Systemrelevant“ könnte das Wort des 
Jahres werden. In der Krise merken wir, 
worauf es ankommt. Schnell gab es seitens 
eines bayrischen Politikers das Verspre-
chen einer Prämie.  Andere Bundesländer 
zogen nach. Nun soll es eine Prämie von 
bis zu 1500€ für alle Pflegekräfte geben.  

Diese Prämie ist natürlich berechtigt. Zu-
gleich löst sie kein Problem. Denn die Be-
dingungen in der Kranken- und Altenpfle-
ge sind nicht erst seit Corona herausfor-
dernd. Zugleich arbeitet nur ein sehr klei-
ner Teil der Beschäftigten tatsächlich di-
rekt an von Covid-19 betroffenen Men-
schen. Wenn Pflegekräfte heute 
„systemrelevant“ sind, dann waren sie das 
schon immer! Eine Prämienzahlung für 
Pflegekräfte ist eine symbolische Geste. 
Doch wir brauchen grundsätzlich höhere 
Löhne in der Pflege. So kann eine Pflege-
hilfskraft beim derzeitigen Pflegemindest-
lohn nicht auf eine auskömmliche Rente 

hoffen. Unglaublich, wenn man daran 
denkt, was diese besonderen Menschen 
tagtäglich leisten. Deshalb müssen wir 
über eine umfassende Reform der Finan-
zierung der Pflege nicht nachdenken, son-
dern diese endlich vornehmen! Dies setzt 
voraus, dass es neben deutlich besseren 
Löhnen auch mehr Geld im System geben 
muss. Hierzu müssen die Beiträge zur Pfle-
geversicherung steigen. Ebenso brauchen 
wir eine Antwort darauf, was ein Unter-
nehmen in der Pflege unterm Strich ver-
dienen darf. Früher war die Pflege eine 
Goldgrube. Diese Zeiten sind lange vorbei.  

Die Corona-Pandemie hat dazu geführt, 
dass die Pflegeberufe in den Fokus gerückt 
werden. Wenn diese Aufmerksamkeit ver-
schwunden ist, braucht es Politikerinnen 
und Politiker, die sich für dauerhaft besse-
re Arbeitsbedingungen, höhere Löhne und 
eine Reform der Finanzierung der Pflege-
versicherung einsetzen. Dafür stehe ich. 

Am Anfang stürzte uns der neuartige 
Corona-Virus in eine Gesundheitskrise. Es 
galt schnell Schutzmaterialien zu besorgen, 
die Zahl der Intensivbetten massiv zu erhö-
hen und die Pandemie zu stoppen. Doch 
die Gesundheitskrise ist noch lange nicht 
überwunden, wir haben die Situation aber 
besser unter Kontrolle. Innerhalb von nicht 
einmal drei Monaten sind aus der Gesund-
heitskrise jedoch eine Wirtschaftskrise und 
eine Arbeitsmarktkrise entstanden, deren 
Auswirkungen wir bisher noch nicht ab-
schätzen können.  

Mehr als nur steigende  
Arbeitslosenzahlen 

Der Anstieg der Arbeitslosenzahlen lässt 
jedoch nichts Gutes erwarten. Ende Juni 
waren im Vergleich zum Vorjahr 56.000 
Berlinerinnen und Berliner zusätzlich er-
werbslos. 56.000 Familien sorgen sich um 
ihre Zukunft. Ebenso sind es über 17.000 
Jugendliche, deren Arbeitsleben doch erst 
gerade beginnen soll. Unsere Aufgabe als 

Politikerinnen und Politiker ist es diesen 
Menschen Hoffnung zu geben und dafür zu 
sorgen, dass sie möglichst unbeschadet 
durch die Krise kommen. Ganz konkret 
machen dies die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Agentur für Arbeit, in den 
Berliner Jobcentern sowie in der Jugend-
berufsagentur. Diesen möchte ich aus-
drücklich danken. Sie sichern mit ihrer Ar-
beit den sozialen Frieden in unserer Stadt 
und sorgen dafür, dass unser Sozialsystem 
möglichst passgenau hilft.  

Unsere Aufgabe muss es auch sein, den 
weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit mög-
lichst gering zu halten und dafür zu sorgen, 
dass möglichst wenige von den über 
388.000 seit März in Kurzarbeit gemelde-
ten Menschen in die Erwerbslosigkeit ge-
schickt werden müssen. 

Wirtschaftshilfen um  
Arbeitsplätz zu retten 

In den letzten Wochen und Monaten ging 
es darum die Wirtschaft zu stützen, Kredi-

te und Zuschüsse zu gewähren und dafür 
zu sorgen, dass die Wirtschaft nicht zusam-
menbricht. Hier haben die Bundesregie-
rung und der Berliner Senat in den letzten 
Wochen Hervorragendes geleistet! Noch 
nie wurden so schnell so große und um-
fangreiche Programme aufgelegt und um-
gesetzt. Diese Ausgaben in Verbindung mit 
einbrechenden Steuereinnahmen stellen 
uns jedoch vor riesige finanzielle Heraus-
forderungen.  

Berlin nicht erneut kaputt sparen 

Wichtig ist es nun, weit über den Tag hin-
auszudenken und entschlossen zu han-
deln. Mit einer antizyklischen Konjunktur-
politik wollen wir dafür sorgen, dass Ar-

beitsplätze erhalten bleiben, wir in unsere 
Wirtschaft investieren und Berlin für die 
Zukunft gut aufstellen. Kurzfristig Investiti-
onen und Personalausgaben zu kürzen ist 
der falsche Weg.  

Ziel unseres Handelns ist es, dass unsere 
Verwaltung und Wirtschaft weiterhin 
handlungsfähig bleiben. Die jetzt entstan-
denen Kosten für das Land Berlin werden 
wir mit 6 Mrd. Euro neuen Schulden be-
gleichen.  

Auch werden wir auf Kürzungen in den 
Bezirkshaushalten verzichten. Eine gute 
finanzielle Ausstattung der Bezirke ist ele-
mentar. Wir können es uns nicht leisten, 
Berlin erneut kaputt zu sparen! 

Lange, viel zu lange, galt in Berlin noch 
der Landesmindestlohn von 9€, während 
der gesetzliche Mindestlohn schon lange 
deutlich höher war. Der Landesmindest-
lohn gilt für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer der Berliner Verwaltung, 
der landesunmittelbaren öffentlich 
rechtlichen Körperschaften (beispiels-
weise BVG), Anstalten und Stiftungen, 
der Hochschulen, der Gerichte des Lan-
des Berlin, des Abgeordnetenhauses, 
des Rechnungshofs und des Berliner Be-
auftragten für Datenschutz. Gleiches galt 
für den Vergabemindestlohn. Dieser 
sagt, wie hoch die Löhne mindestens 
sein müssen, wenn das Land Berlin 
Aufträge vergibt.  

Im April hat, auf Initiative der SPD-
Fraktion, das Abgeordnetenhaus endlich 
den neuen Landesmindestlohn von 
12,50€ beschlossen. Gleiches gilt für den 

Vergabemindestlohn. Diesen Schritt woll-
ten wir bereits vor über einem Jahr gehen. 
Jedoch verzögerte sich diese Erhöhung 
aufgrund des Widerstandes der Grünen. 
Diese wollten einen Mindestlohn von 
10,50€.  

Gerade in Anbetracht der massiven Wirt-
schaftskrise ist es gut, dass der Landesmin-
destlohn nun erhöht wird. Damit bekom-
men tausende Berlinerinnen und Berliner 
in Zukunft einen höheren Lohn. Dies be-
trifft besonders Menschen mit einem ge-
ringen Verdienst. Diese gehören zugleich 
zu denjenigen, die ein zusätzliches Einkom-
men nicht nur auf dem Konto parken wer-
den. Die Kaufkraft wird also deutlich er-
höht. Zugleich müssen in Zukunft weniger 
Menschen ergänzende Leistungen beim 
Jobcenter beantragen. Ich bin froh und 
stolz, dass ich an diesem Beschluss mitar-
beiten und ihn miterstreiten durfte.  
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Pflegereform anstelle einmaliger Prämien 
Plötzlich ist die Pflege systemrelevant 
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